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J echt Fräftig. 

er "Doggendeit, den 3. Jepl, 1954 

    

       

j StrfReg.Nr.KUs 4/52 und Klis 5/52. 

Im Namen des W.2O7SL 4% «ort e nn 
zu = 
3 

Ss KEEEEEE KLEE geb.an LESE in Wolkowijsk/Polen, 

| verh.Kaufmann, wohnhaft in Passau, KLEE . 

wesen Widerstands gegen die Staatsgewalt u.a., 

auf Grund der öffentlichen Sitzung vom 30. März 1954, an der 

teilgenommen haben: 

1.) als Vorsitzender: srat Kroiß, L 

\ 2.) als richterl.Beisitzer: Landgerichtsrat Dr.Prechtl, 

3.) als Schöffen: a) Treml Josef,Landwirt 
in Arnbruck, 

“ 

B nf ya hkamnat Ti, Aabmarnıt | \ anazsr ichtsrat Dr.Schniat 9 

A 

b) Baumann Herm 
in Deekand 
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I. Der Angeklagte wird zu einer Gesamtgefängnisstrafe 

von 8 Monaten verurteilt. Bei der Anrechnung der Unter- 

bringungshaft hat es sein Bewenden. - 

II. Br hat die Kosten des gesamten Verfahrens, einschließ- 

lich der Rechtsmittelkosten, zu tragen. 

III. Den Verletzten bezw. Beleidigten und zwar: 
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LEO 

8.) zweier Vergehen der einfachen Sachbeschädigung je in Tatmehrheit 

begangen, h 

9.) eines Vergehens der üblen Nachrede in Tateinheit mit einem 

Vergshen der Beleidigung i 

schuldig befunden und deswegen zu einer Gesamtgefänghisstrafs von 

8 Monaten verurteilt. 

Den Verletzten bezw. Belsidigtan wurde die Befugnis zugs- 

sprochen, den auf sie bezüglichen erkennenden Teil des Urteils binnen 

2 Wochen nach Rechtskraft desselben durch einmaliges Binrücken in 

einer der in Passau erscheinenden Zeitungen nach ihrer Wahl auf 

Kosten des Verurteilten öffentlich bskanntzugepen. >= 

Die gegen den Angeklagten erkannte Gesantgefänsnisstrafe 

wurde durch Beschluß bedingt erlassen. 

Dieses Urteil hat der Bundesgerichtshof auf die Revision 

äss Angeklagten mit. Urteil vom 8.12.53 zu Nr.4 und 7 des Urteils- 

   satzes im Schuldspruch dahin geändert, daß die Verurteilungen wegen 

groben Unfugs entfallen, im Strafausspruch mit den Feststellungen 

hiezu und hinsichtlich der Gesamtstrafe und des Ausspruchs über die 

Veröffentlichungsbefugnis aufgshoben und die Sache in diesem Umfang 

zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten des 

Rechtsmittels, zurückverwiesen. Im übrigen wurde die Revision ver- 

worfen. 

Die Abänderung des Schuldspruchs dahin, daß die Übertre- 

tungen entfallen, ist erfolgt, weil diese nach der Verkündung des 

landgerichtlichen Urteils verjährt sind. Der Strafausspruch ist 

aufgehoben worden, weil der Schuldspruch hinsichtlich der Über- 

tretungen möglicherweise Einfluß auf die Strafhöhe gehabt haben 

konnte. . 

: Bezüglich der Veröffentlichungsbefugnis hat der Bundas- 

gerichtshof mißbilligt, daß den Verletzten ein Wahlrscht zugesprochen 

und die Frist für die Veröffentlichung nach dem Zeitpunkt der Rechts- 

kraft bestimmt worden ist. 

20% 

Die Strafkanner hat sich nun nurmehr in den durch das 

 



Revisionsurteil gezogenen Grenzen nochmals mit der Sache zu $ 

befassen. 

1.) Die beiden inzwischen verjährten Übertretungen trafen 

jeweils mit anderen Straftaten zusammen. 

vom 
a) In Falle der Nr.4 des Urteilsspruches/ 23. 1005 

fiel die fortgesetzte Übertretung dss groben Unfugs nit seinen 

fortgesetzten Vergehen der Staatsverleumdung zusammen. Als Ein- 

  satzstrafe hiefür hatte die Strafkammar 2 Monate Gefängnis für 

angemessen erachtet. 

Bei der Prüfung, ob dieses Strafe durch das rechtliche 

Hinzutreten der Übertretung zu dem Vergehen der Staatsverleumdung 

beeinflußt worden ist, und ob nun, nach dem Wegfall der Übertretung, 

auf eins geringere Binsatzstrafe zu erkennen ist, muß davon 

ausgegangen werden, daß in dem insoweit rechtskräftigen Urteil K 

vom 23.1.5353 sowohl in tatsächlicher Hinsicht, als auch bei der r 

Rechtsanwendung jeweils die für den Angeklagten günstigste Mög- 

lichkeit angenommen wurde. Auch sind bei der Strafbenmessung 

alle nur irgenäwie zutage getretenen und möglichen Milderungs- 

gründe herangezogen worden. So wurde dem Angeklagten zugute 

gehalten, daß ar während des nationalsozialistischen Regimes 

Furchtbares erduldet hat, daß es ihm infolgedessen schwerer fällt 

als anderen Menschen, objektiv zu urtsilen, daß die Lebensver- 

hältnisse seiner jetzigen Ung ‚ebung für ihn nach Herkunft und 

Wesen fremd sind und daß er nicht vorbestraft ist. 

Weitergehende Milderungsgründe als diese, sind auch 

in der neuen Hauptverhandlung nicht zutage getreten. Der Ange- 

klagte hat hier vielmehr gezeigt, daß er nach wie vor unein- 

sichtig und agressiv ist. 

Bei der Wertung des Unrsechtsgehalts der lortgesetzten 

Staatsverleumdung konnte die Vielzahl der Anschlägs und Aus- 

hänge nicht übsrsehen werden, mit denen der Angeklagte seine 

bisher schon gegen so viele Beante und Richter vorgebrachten 

Zalschen Anschuldigungen und Beleidigungen nun zu einem Angriff 

gegen den Staat und zu seiner Verächtlichmachung verallgemeinerte’    



; 

  

II 

und verdichtete. Beachtet werden mußte auch seine dabei gezeigte 

Bösartigkeit, die sich darin äusserte, daß er die von ihn erkannte 

Baduld und Großzügigkeit der deutschen Behörden, als Beweis für die 

Richtigkeit seiner Behauptungen hinstellte und im Herbst 1952, als 

in Passau die "Europäischen Wochen" stattfanden, selbst sein Ge- 

schäft mit der Aufschrift "Jüdischer Laden 1952" versah, um den 

Bindruck zu erwecken, als ob dies von Deutschen getan worden sei 

und damit dem deutschen Volk in der Welt zu schaden. 

Bei all diesen Umständen kann auch bei Anlegung des weit- 

herzigsten Maßstabes dieses fortgesetzie Vergehen nach 3 131 StGB 

nicht mit einer Geldstrafe geahndet werden und srscheint eine Ge- 

fängnisstrafe von 2 Monaten hiefür als unterste tragbare Strafgrenze. 

Durch eine mildere Strafe würde bei der Vielzahl und Schwere dieser 

Verfehlungen der Schutzzweck des Gesetzes nicht erfüllt. 

Daß das Aushängen dieser Schriftstücke Strassenpassanten 

angelockt und damit die öffentliche Ordnung gestört hat, ist hie- 

bei nur für die rechtliche Beurteilung, nicht aber für die Stral- 

bemessung von Bedeutung gewesen. Die Übertretung des groben Unfugs 

war nur eine geringfügige Begleiterscheinung der Staatsverleumdung. 

Sie tritt hinter diessr völlig zurück. Die Strafkamner ist deshalb 

der Überzeugung, daß auch nach Wegfall der Übertretung eine geringere 

Binsatzstrafe als 2 Monate Gefängnis für das fortgesetzte Vergehen 

der Staatsverleumdung nicht in Betracht kommen kann. . 

b) Die gleichen Überlegungen treffen auch in dem Fall der 

Nr.7 des Urteilsspruchs von 23.1.53 zu. 

Hier traf die Übertretung des groben Unfugs mit 3 tatein- 

heitlich zusammentreffenden Vergehen der öffentlichen Belsidigung 

rechtlich zusammen. Auch hier muß beachtet werden, daß die Belei- 

digung der 3 Polizeibeamten nach der Schriftstückbeschlagnahme , nicht 

für sich allein steht, sondern nur eine von den vielen strafbaren 

Handlungen des Angeklagten ist. Straferschwerend ist in diesen 

Falle auch, daß der Angeklagte genau wußte, daß die Polizeibeanuten 

nur ihre Pflicht tun und er sie, obwohl sis sich der größtmöglich- 

sten Zurückhaltung befleißigten, in dieser Weise persönlich angriff. 

n Der Sirafzweck könnte hier durch eine Gelästrafe ebenfalls 

nicht erreicht werden. Daß das Verhalten des Angeklagten zugleich 

 



den Tatbestand des $ 31o Nr.l1 StGB erfüllt hat, ist hiebei 

ohne Bedeutung und hat auf das Strafmaß keinen Einfluß.: Auch 

wenn die Bevölkerung‘ auf das Schimpfen des Angeklagten nicht 

aufmerksam geworden wäre, eine Übertrstung also niet vorge- 

legen hätte, hätte eine geringere Strafe bei all den in Betracht 

zu ziehenden Umständen nicht verhängt werden können. Die Straf- 

kammer hält deshalb auch nach der Verjährung der Übertretung 

für die 3 tateinheitlich zusammentreffenden Vergehen der Be- 

leidigung sine Hinsatzstrafe von 1 Monat Gefängnis für schuld- \ 

angemessen und erforderlich. 

Da sich somit bei den einzelnen Binsatzstrafen eine 

Veränderung nicht ergibt, besteht auch zu einer Veränderung 

der Gesantstrafe keins Veranlassung. Sie liegt mit 8 Monaten 

Gefängnis bei der Vielzahl der tateinheitlich und tatmehrheit- 

lich zusammentreffenden Straftaten des Angeklagten ohnehin 

an der untersten Grenze des Vertretbaren. Der Angeklagte war 

deshalb abermals zu einer Gesamtgefängnisstrafe von 8 lionaten 
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zu verurteilen. 

Auf diese Strafe war die von dem Angeklagten erlittene 

Unterbringungshaft abermals in voller Höhe anzurechnen, 3 60 

StGB. 

2.) Den durch die "falschen Anschuldigungen oder öffent- 

liche Beleidigungen verletzten Personen mußts wiederum die 

Befugnis zugesprochen werden, die Verurteilung das Angeklagten 

auf seine Kosten Öffentlich bekannt zu machen, 39 165, 200 StGB. - 

- Entsprechend der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 

war hiebei zu bestimmen, daß dies innerhalb 2 Wochen nach Zu- 

stellung des Urteils durch sinmaliges Binrücken in der, Passauer 
» 

Neuen Presse zu geschehen hat. 

TIIs 

Da der Angeklagte sich seit seiner Entlassung aus der 

"Unterbringungshaft straffrei geführt hat, kann erwartet werden,    
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daß er unter der Hinwirkung seiner Aussetzung der Sürafe zur Be- 

währung in -Zukunft ein gesetzmässiges und geordnetes Leben führen 

wird. Das Gericht hatte daher abermals dis Vollstreckung der gegen 

den Angeklagten erkannten Gefängnisstrafe ausgesetzt. Dies war, 

entsprechend der inzwischen eingetretenen Gesetzesänderung, nunmehr 

im Urteil auszusprechen, 3 23 StGB. 

IV. 

Da bei diesem Ergebnis der neuen Verhandlung sich die 

Revision des Angeklagten gegen das Urteil vom 23.1.5535 als erfolglos 

herausgastesllt hat, waren ihm die gesamten Kosten des Verfahrens, 

einschließlich der seines Rechtsmittels, aufzuerlegen (8$ 464, 465, 

473 StPO). 

et 

1 Ya APR 
srat Landg@richtsrat Landgerichtsrat.    Landgsari 

 


